keit nicht wollte. 


Erſcheint wöchentlich 4 Mal: Dienſtag und Freitag früh, 

Pränumerations ; 

Preis für Emheimiſche 18 Sgr., mit Botenlohn 19 Sgr.; Aus 
wärtige zahlen bei den Königl. Poſt⸗Anſtalten 21 Sgr. 3 Pf. 


haruer Wochenblatt. 


Mittwoch und Sonnabend Mittag. 


Inſertionen werden bis Montag und Donnerſtag Abends 

5 Uhr, Mittwoch und Sonnabend bis Vormittags KO 

Uhr in der Expedition angenommen, und koſtei die einfpalti ge 
Corpus: Zeile oder deren Raum 1 Sgr. 6 Pf. 


— 


. 9. 


Mittwoch, den 13. Juni. 


1866 


Zur Situation. 


Der öſtereichiſche Statthalter v. Gablenz hat die 
ae der gemeinſchaftlichen Verwaltung der 
Herzogthümer mit Herrn von Manteuffel abgelehnt 
und in Folge deſſen hat Herr v. Manteuffel die Re⸗ 
gierung allein übernommen und mit der Schließung 
der politiſchen Vereine und Suspenſion von Zeitungen 
begonnen. Die Landesregierung in Holſtein iſt auf⸗ 
8 öſt, Scheel⸗Pleſſen zum Ober⸗Präſidenten ernannt. 

eſterreich hat fü bis jetzt auf einen Proteſt be⸗ 
a und es heißt noch immer, daß es nur angrei⸗ 
en werde, wenn der Bund ſich dafür entſcheide. Be⸗ 
hauptet wird, daß Oeſterreich demnächſt die diploma⸗ 
Mi Verbindung mit Preußen abbrechen werde, die 
ittheilung von der Abreiſe des öſterreichiſchen Bot⸗ 
ſchafters aus Berlin iſt es — General v. 
Gablenz wird mit ſeiner Brigade in Altona verbleiben 
und die Ereigniſſe abwarten. 5 
— General v. Manteuffel hat ſoeben eine Prokla⸗ 
mation an die Einwohner Holſteins erlaſſen. Dieſelbe 
erkennt das ruhige, beſonnene Verhalten, welches die 
Einwohner Holſteins ausnahmslos beim Einmarſch 
der preußiſchen Truppen dieſen gegenüber an den Tag 
gelegt haben, an, befiehlt die Schließung ſämmtlicher 
politiſchen Vereine, ſuspendirt das Erſcheinen derjeni⸗ 
gen politiſchen Blätter, die ſeither ohne Konzeſſion her⸗ 
ausgegeben worden, bis zu ihrer Herausgabe die ge⸗ 
etzlich vorgeſchriebene Konzeſſion eingeholt und ertheilt 
ein wird. Die durch Bekanntmachung des öſterreichi⸗ 
chen Statthalters vom 15. Oktober 1865 eingeſetzte 
olſteiniſche Landesregierung in Kiel wird aufgeläft. 
Baron v. Scheel⸗Pleſſen übernimmt zugleich als Ober: 
Besant beider Herzogthümer die Leitung ſämmtlicher 
eſchäfte der Civilverwaltung unter Autorität der 
öchſten Militärgewalt und wird feinen Wohnſitz in 
iel haben. Der König beabſichtige, heißt es in der 
Protlamation weiter, dem Prinzipe der Zuſammenge⸗ 
Hatt entſpeechend, eine Geſammtvertretung der 
erzogthümer Schleswig⸗Holſtein ins Leben zu rufen. 
Um ſolche auf legalem Wege anzubahnen, ſollen die 
Stände, jedes der beiden Herzogthümer einberufen 
ſen zend wozu die nöthigen Einleitungen bereits getrof⸗ 

— Itzehoe. Dreißig Ständemitglieder — darun⸗ 
ter Bülow⸗Rothtamp, Wiggers, Neindee, Lemper, Sinn 
der — beſchloſſen, beim Probſt Versmann verfammelt 
morgen Mittags 12 Uhr den Verſuch zu machen, in 
den Ständeſaal zu gelangen. Das Bureau des „Itze⸗ 
hoer Nachrichten“ war geſchloſſen und Soldaten beſetz⸗ 
ten das Haus. Um Mitternacht wurde der Regie⸗ 


Der Prozeß gegen den Abg. Tweſten. 
(Fortſetzung.) 


Im vorigen Jahre hat man ſich im Herrenhauſe 

N eine Rede Kiskers in der erſten Kammer berufen, 
2 den Meinungen eine andere Deutung zu geben. 
An. ſich iſt es gewiß bedenklich, die Aeußerung eines 
Mitgliedes in einer Kammer als Interpretation eines 
Geſetzes anzuwenden. Aber im vorliegenden Falle 
beſtätigt die Kiskerſche Rede nur die Annahme der 
Strafloſigkeit. Kisker war ein Bureaukrar der alten 
Schule; ihm war die Strafloſigkeit der Kammermit⸗ 
glieder anſtößig: er interpretirte den Regierungsent⸗ 
wurf dahin, man könnte in ſeinem Zuſammenhange 
Meinungen als Motivirung der Abſtimmungen 
Auffaffen; er ſprach gegen den Kommiſſionsentwurf, 
weil er die darin unzweifelhaft liegende Unverfolgbar⸗ 
Aber der Vorſchlag der Kommiſſion 
ward trotzdem angenommen, ſein Widerſpruch nicht 
berücksichtigt. Der Nachtrag zur Anklage erwähnt, 
daß Anfangs 1849 Preußen und mehrere andere Re⸗ 
gierungen in der Reichsverfaſſung die Worte „gethane 
eußerungen“ durch „ausgeſprochene Meinungen“ er⸗ 
ſetzt wünſchten, um nicht Strafloſigkeit für Injurien 


| 
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rungskommiſſar Leſſer vom Hauptmann v. Gottberg 
arretirt und in Begleitung mehrerer Offiziere nach 
Rendsburg transportirt. Es herrſcht große Aufregung. 
Der Civiladlatus v. Hoffmann verließ heimlich Itzehoe 
in letzter Nacht, nachdem jeder Verkehr mit dem Statt⸗ 
halter ihm unmöglich gemacht worden. 
Frankfurt, a. M., den 11. Juni. (Außexordent⸗ 
liche Bundestagsſitzung.) Oeſterreich zeigte an, Preußen 
habe trotz dem Proteſte des Statthalters Freiherrn v. 
Gablenz — in Holſtein einrücken laſſen und der 
General v. Manteuffel habe die Regierungsgewalt da⸗ 
ſelbſt an ſich genommen. Dies ſei ein Bruch des Wie⸗ 
ner Vertrages und des Gaſteiner Proviſoriums, wel⸗ 
ches Oeſterreich bis zur Entſcheidung des Bundes 
8 zu laſſen bereit war. Der Kaiſer ſei den 

undesgeſetzen treu eblieben, welche die gewaltſame 
Austragung eines * — 
verbieten. Preußen habe einen Act der Selbſthilfe 
unternommen, welchem mit allen Mitteln Einhalt zu 
thun der Bund nach § 19 der Wiener Schlußacte be⸗ 
rufen und verpflichtet ſei. Der Bund müſſe ſich in die 
Lage ſetzen, für den Bundesfrieden und die innere Si⸗ 
cherheit Deutſchlands zu ſorgen. Oeſterreich beantragt 
die ſchleunige Mobilmachung des ganzen Bundeshee⸗ 
res mit Ausnahme der zur preußiſchen Armee gehöri⸗ 
gen Corps. gt } 

— Berlin, den 11. Juni. Die öſterreichiſche Ant⸗ 
wort vom 9. Juni auf die 10 Depeſche vom 3. 
Juni iſt heute hier übergeben. Form und Inhalt der⸗ 
ſelben werden als nahezu den Charakter einer Kriegs⸗ 
erklärung an ſich tragend betrachtet. Die beiderſeitige 
Abberufung der Geſandten wird erwartet. t 

— Den 12. Juni. Der öſterreichiſche Geſandte iſt 

er Telegraph angewieſen, Berlin zu verlaſſen; er wir 
en Abends 11 Uhr abreifen. 

— Altona, den 12. Juni. Der öſterreichiſche Statt⸗ 
halter Feldmarſchall⸗Lieutenannt v. Gablenz hat fol⸗ 

ende Proclamation erlaſſen: „Holſteiner! Die Preußen 
ind eingerückt, ſie haben mit Waffengewalt die Ver⸗ 
ammlung der ie Stände verhindert und 
den Landtagscommiſſar Regiexungsrath Leſſer verhaf⸗ 
tet. Der Gouverneur von Schleswig, General von 
Manteuffel, bat erklärt, die Regierungsgewalt auch 
über Holſtein zu übernehmen und hat eine Civilver⸗ 
waltung eingeſetzt. Zu ſchwach um dem feindlichen 
Angriffe einer bisher verbündeten deutſchen Macht 
Widerſtand zu leiſten, verlaſſe ich auf Befehl des Kai⸗ 
ſers mit den Truppen das Land. Ich danke herzlich 
für das Vertrauen, welches Ihr mir entgegengebracht 
und bewahrt hat. Schwere Tage ſtehen 81 65 bevor; 
einſtweilen wird die Gewalt herrſchen. Fügt Euch mit 


und Verläumdungen einzuführen. Da Kisker zu jener 
Zeit im Juſtizminiſterium thätig war, mag das Mo⸗ 
nitum von ſeiner Hand herrühren. Ich verſtehe nicht 
wie man in dem Worte Meinungen einen Grund für 
ſolche Diſtinktionen finden kann, ebenſo wenig für die 
Ausführung des Generalſtaatsanwalts in der gegen⸗ 
wärtigen Unterſuchung, daß ſolche Aeußerungen der 
Verfolgung unterliegen müßten, welche ein Redner 
nicht zum Zwecke der Erfüllung ſeines Berufs, ſondern 
in ſtrafbarer Abſicht gethan habe. 

Das ſind willkürliche Deutelungen eines klaren 
und unzweideutigen Ausdrucks. Man kann nichts äuſ⸗ 
ſern als Meinungen. Aufforderungen find Meinun⸗ 
gen, daß etwas geſchehen müſſe, Behauptungen Mei⸗ 
nungen, daß etwas geſchehen ſei, Urtheile Meinungen, 
daß etwas gut oder ſchlecht ſei, nützlich oder ſchädlich 
x. Das Obertribunal unterſcheidet nun thatſächliche 
Vehauptungen von Meinungen, es macht die Aufſtel⸗ 
lung, man verſtehe nach dem gewöhnlichen Sprachge⸗ 
brauch unter Meinungen lediglich die Reſultate 
des Denkvermögens im Gegenſatze zur Behaup⸗ 
tung und Verbreitung von Thatſachen. Ich frage, 
woher weiß das die Sprachforſchung des Obertribunals.? 
Alle Quellen, wiſſenſchaftliche wie populäre, ſagen das 


S 


Sal lien bleibt treu der guten Sache; Euer 
ickſal liegt in Gottes Hand. Harret aus, einer 
glücklichen Plug vertrauend. 


— Die Abſtimmung über den Se Oeſterneichs 
auf ſchleuige Mobiliſirung der Bundes⸗Contigente Be⸗ 
hufs Wiederherſtellung des Bundesfriedens wird ſchon 
am Donnerftag ſtattfinden. Oeſterreich zieht inzwiſchen 
ſeine Truppen aus Holſtein zurück; es will, daß ge⸗ 
mäß Art. 19 der Bundesacte, die die Helbſthilfe bei ei⸗ 
nem Streit unter Bundesmitgliedern verbietet und 
die Intervention des Bundes verlangt, — daß der 
Bund die nöthigen Maßregeln ergreife. Bei der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage wird viel auf die Haltung Bay⸗ 
erns ankommen. Württemberg, Sachſen, Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt und Naſſau im bekanntlich ſchon ſeit längerer 
J für eine entſchiedene Unterſtützung Oeſterreichs. 
Zwiſchen Bayern und Oeſterreich wird in dieſem Au⸗ 
genblick verhandelt. General v. d. Tann iſt, wie wir 
meldeten, nach Wien gereiſt. 


Das feudale „N. Allg. V.“, das Organ des den 
Volksvereins, iſt der Meinung, Oeſterreich habe ſich 
ſchließlich nur die Befugniß beigemeſſen, ſich der Rechte 
zu entäußern, die 7 75 etwa aus früheren Verhandlun⸗ 
gen erwachſen ſein könnten; es hat ſich mit dem Au⸗ 
guſtenburgerthum, das eine . iſt, und in 
den Herzogthümern keinen Boden beſitzt, verſchwiſtert 
und jo iſt es genöthigt, das Schickſal des letzteren zu 
theilen. Will Oeſterreich ſich ſeiner Rechte entäußern, 
iſt es zu ſchwach, dieſe Nechte e Wester — und die 
Thatſachen beweiſen die Schwäche Oeſterreichs —: nun 
gut, dann wird dafür geſorgt werden, daß die N 
rung nur zu Gunſten derjenigen Macht geſchehe, welche 
durch ihre Thaten den Anſpruch auf die Führung in 
e erworben hat.“ Wir müſſen geſtehen, 
daß eine ſolche Sprache ganz auffallend mit den fried⸗ 
lichen Verſicherungen contraſtixt, welche die preußiſche 
Regierung ſtets wiederholt. Die ganze Richtung der 
preußiſchen Politik in den letzten Tagen überraſcht uns 
nicht; aber wir ſollten doch denken, es iſt jetzt 600 
nicht der geeignete Moment, das deutſche Volk no 
mehr gegen Preußen einzunehmen. Welche Aufnahme 
können die Maßregeln, mit welchen der General von 
Manteuffel in Holſtein ſeine Regierungsthätigkeit be⸗ 
onnen hat, in den Herzogthümern und in Deutſchland 
inden? Man ſollte niemals vergeſſen, daß Preußen 
den Krieg gegen Dänemark unternommen hat, um die 
Schleswig⸗Holſteiner von der Verwaltigung durch die 
Dänen zu befreien! Die Situation iſt wahrlich danach 
angethan, daß man Alles vermeidet, was die gegen 
Preußen herrſchende Erbitterung in Deutſchland noch 


Gegentheil. Kant, deſſen Terminologie den allgemein⸗ 
ſten Einfluß geübt hat, definirt in der Kritik der rei⸗ 
nen Vernunft Meinen als ein Fürwahrhalten mit dem 
Bewußtſein des unzureichenden im Gegenſatz zum 
Wiſſen als einem ſubjektiv und objektiv zureiche nden 
Fürwahrhalten. Campes Wörterbuch erklärt „Meinen“ 
in erſter Linie für die Annahme, daß etwas wahr ſei, 
mit dem Nebenbegriff, daß man ſich der nicht vollen 
Gewißheit bewußt ſei, erſt in zweiter Bedeutung für 
ein Urtheil aus wahrſcheinlichen Gründen. Nach Pie⸗ 
vers Univerſallexikon iſt Meinung zuerſt die Annahme, 
daß etwas wahr ſei, aus Gründen, die zum Beweiſe 
nicht zureichen, wenn auch der Meinende für ſie aus⸗ 
reichend hält, dann auch Willenskundgebung x. Alſo 
gerade umgekehrt beziehen ſich Meinungen zunächſt 
und vorzüglich auf Thatſachen. Jedenfalls iſt die Be⸗ 
hauptung einer Thatſache die ausgeſprochene Meinung 
über Exiſtenz oder Nichtexiſtenz thatſächlicher Unterla⸗ 
lagen, und es iſt nicht abzuſehen, wie für dieſe eine 
Verantwortlichkeit eintreten kann, wenn die Kritik 
derſelben ſtraffrei bleiben ſoll. Iſt es denkbar, daß 
die Geſetzgeber beabſichtigten, Aufforderung zum Hoch⸗ 
verrath oder Majeſtätsbeleidigung ſollten ſtraffrei ſein, 
aber für eine unrichtige Behauptung über einen Nacht⸗ 


mehr anfacht und daß man es wenigſtens einem Theil 
der Bee Regierungen möglich macht, neutral zu 
bleiben. ö 

— Die „Nordd. Allg. Ztg.“ conſtatirt nach allen 
Mittheilungen aus Italien, „daß man ſich dort nach 
dem Scheitern der Conferenz nicht mehr an das Be⸗ 
ſprochene gebunden glaubt, ſich nur auf der Defenſive 
zu halten, daß man ſich vielmehr überzeugt hält, es 
werde in dieſen Tagen die Offenſive durch die italie⸗ 
niſche Armee ergriffen werden.“ Wie wir bereits heute 
früh gemeldet haben, hat Garibaldi auch bereits Cap⸗ 
rera verlaſſen und iſt nach Como abgegangen. Wie 
der Turiner Correſpondent der „Köln. 3.“ der in der 
Regel ſehr gut unterrichtet iſt, mittheilt, hat General 
Lamarmora ſelbſt den übrigen Miniſtern noch keine 
Mittheilungen über die Unterhandlungen, welche der 
General Govonte in Berlin geführt hat, gemacht. Nur 
der König und, wie man glaubt, Cialdini wiſſen 


davon. ; 

Die „Schleſ. Ztg.“ enthält aus Krakau vom 9. 
Zuni folgende Mitheilung, deren Richtigkeit wir 
ſelbſtverſtändlich ganz dahingeſtellt ſein laſſen müſſen: 
„Von einem hohen ruſſiſchen Beamten erfahren wir, 
daß ein Bündniß zwiſchen Oeſterreich und a 
in Rückſicht auf die Donaufürſtenthümer dem Abſchluß 
nahe gekommen ſei, und daß Rußland dafür ſeine 
eventuelle Hilfe in Ausſicht geſtellt habe. Gleichzeitig 
erfahren wir aus authentiſcher Quelle, daß von Seiten 
des ruſſiſchen Gouvernements bei der Direction der 
Nordbahn angefragt iſt, ob dieſelhe im Stande ſei, 
eine ruſſiſche Armee von 200,000 Mann binnen 14 
Tagen von Lemberg nach Wien zu transportiren. 
In Krakau und Umgegend ſteht nicht wie die öſter⸗ 
reichiſchen Blätter irrthümlich verbreiten, ein ganzes 
Armeccorps, ſondern etwa 10,000 Mann, die eben nur 
enügen, das verſchanzte Lager gegen eine größere 
Armee zu vertheidigen.“ 


Politiſche Rundſchau. 

Deutſchland. Berlin, den 10. Juni. 

— Ueber die Finamzpläne des neuen Finanzmi⸗ 
niſters iſt bereits ſo viel erzählt worden, daß man 
eine Muſterkarte von Finanzoperationen daraus zu⸗ 
ammenſetzen könnte, Erſt hieß es: Verkauf von Ei⸗ 
enbahnen und Kohlengruben. Dann: Freiwillige 
nleihe bei der Nation. Heute erzählt die „B. B. Ztg.“, 
rr v. d. Heydt wolle die erforderlichen Geldmittel 
durch Ausgabe verzinslicher Schatzkammerſcheine (die 
einen nahen Fälligkeitstermin haben) beſchaffeu. Aber 
man mag Formen der Geldbeſchaffung nehmen, welche 
man will, immer kommt der fatale Punkt zum Vor⸗ 
ſchein, daß die vorgängige Genehmigung des Abgeorpd⸗ 
netenhauſes nöthig iſt. Schatzkammerſcheine kontrahr⸗ 
ren genau ebenſo eine 
andere Obligationen. ö | 
— In Mun auf die von Städten und Korporatio⸗ 
nen an den König gerichteten Friedensadreſſen veröffent⸗ 
licht der „Staatsanzeiger“ folgendes: 

Des Königs Majeſtät haben mir eine Anzahl von 
Adreſſen zu übergeben geruht, in welchen ſich Städte 
und Korporationen an Allerhöchſtdieſelben wenden und 
im Hinblick auf die drohende Kriegsgefahr den mehr 
oder weniger dringenden Wunſch ausſprecheen, es möge 
der Friede erhalten werden. In einem Theile dieſer 
Vorſtellungen werden die Wohlthaten des Friedens 
unbedingt und ausſchließlich hervorgehoben, in anderen 
wird die Erhaltung des Friedens zwar nur unter der 


Vorausſeßung erbeten, daß derſelbe mit der Ehre und | der 
dem wahren Wohle des Landes vereinbar ſei, es wird | ven 


darin jedoch ausdrücklich angedeutet, daß zur Zeit we⸗ 
der die eine noch das andere gefährdet erſcheinen. 
Se. Majeſtät haben mir befohlen, ſämmtliche 
ea gemeinſam, wie folgt, zu beantworten: 
llerhöchſtdieſelben haben in dieſen Vorſtellungen 
ungern den Ausdruck der Hingebung und Opferwillig⸗ 
keit vermißt, welche andere ee der letzten 
Zeit, namentlich die Adreſſe der Vertreter der Stadt 
Breslau enthalten. Se. Majeſtät der König haben in 
dem bekannten Erlaß auf dieſe letztere klar und ein⸗ 


wächter wüßte die gerichtliche Verantwortlichkeit ein⸗ 
treten? Wenn Art. 27 der Verfaſſung die cenfurfreie 
Meinungsäußerung garantirt, iſt doch gewiß nicht an 
einen Unterſchied von Kritik und thatſächlicher Be⸗ 
hauptung gedacht. Wenn aber das Obertribunal de⸗ 
ducirt, daß im Gegenſatz zu bloßen Beleidigungen, 
Verläumdungen im Sinne § 102 und 156 des Straf⸗ 


Anleihe für die Staatskaſſe wie] den Augenblick, wo fie dieſe 7 


dringlich ausgeſprochen, daß Niemand ſchmerzlicher, 
als lterhöchttbiefelben, die Schwere der Opfer, welche 
der Krieg dem Vaterlande auferlegen würde, empfinden, 
Niemand das Bedürfniß lebhafter fühlen könne, daß 
diefelben von Herrſcher und Volk in ungetrübter Ein⸗ 
tracht getragen werden. Se. 1 haben freilich 
erklärt, Sein Volk nur zu den Waf e & haben, 
um Preußen und ſeine bedrohten heiligſten Güter zu 
vertheidigen. Mit, Bezug auf den Wunſch aber, daß 
die Wiederherſtellung des vollen Einklangs zwiſchen 
Regierung und Volk der nationalen Begeiſterung die 
rechte Grundlage und Weihe gebe, hat Se. Majeftät 
der König von Neuem verkündet, daß die Verſtändi⸗ 
ung mit dem Landtage das Ziel Seiner Wünſche und 

Seines eifrigen Strebens jet. 
In dieſen Allerhöchſten Verſicherungen haben da⸗ 
her auch die Urheber und Unterzeichner jener ander⸗ 
weitigen Adreſſen die der Würde der Krone, wie den 
Interreſſen des Vaterlandes einzig angemeſſene Erwi⸗ 

32 und Beſcheidung zu finden 

Angeſichts der drohenden und täglich wachſenden 
Gefahren erwarten des Königs Majeſtät, daß das ge⸗ 
ſammte veufüiche Volk, eingedenk der Traditionen 
einer großen Vergangenheit, eine einmüthige patriotiſche 
Hingebung für die 9 yiten und heiligſten Intereſſen 
des Vaterlandes von Neuem rückhaltlos währen werde. 

Berlin, den 8. Juni 1866. 

Der Miniſter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. : 

Frankfurt g. M., den 9. Juni. In der heuti⸗ 
gen Sitzung des Bundestages gal der preußiſch 
. der öſterreichiſchen Auslaſſung vom 1. d 
gegenüber eine Erklärung ab, die im Weſentlichen, fol⸗ 
gendermaßen lautet: Die Inſinuation einer beabſich⸗ 
tigten gewaltſamen Annexion der Herzogthümer werde 
als wahrhei'swidrig zurückgewieſen. % eſterreich und 
Preußen haben ſich in der Punktation vom 16. Ja⸗ 
mar, 1864 dahin geeinigt, die zukünftigen Verhältniſſe 
der Herzogthümer in gegenſeitigem Einvernehmen feſt⸗ 
zuſtellen und namentlich die Erbfolgefrage nicht anders 
als nach gemeinſamem Einverſtändniß zu entſcheiden. 
er durch den 
von welchem die 


Dieſer Rechtsaufſtellung entſpreche auch 

Wiener Frieden geſchaffene Vertrag, von, i 
Gaſteiner Konvention nur ein Ausfluß ſei. Die öſter⸗ 
reichiſche Erklärung vom 1. d. M. welche eine Ueber⸗ 
tragung der ſchleswig⸗holſteinſchen Angelegenheit an 
den Bund 1 durchbreche ſchnurſtracks alle ſeit 
dem Beginn des Krieges von n 1 
nen, vertragsmäßigen Verpflichtungen. Preußen, ein⸗ 
event des nationalen Charakters der ſchleswig⸗holſtein⸗ 
chen Angelegenheit, ſei bereit, dieſelbe Beh 8 einer 
riedlichen Löſung in Verbindung mit der Bundesre⸗ 
behandeln. 


orm zu 8 5 
iſche Regier 


Die pre erwarte auch 1851 nur 
Frage mit einer Bundes⸗ 
gm verhandeln und erledigen könne, in welcher die 
Mitwirkung der nationalen Vertretung dem 10 baſſe 
der partikularen Intereſſen das Gegengewicht halte 
und Bürgſchaft dafür gewähre, daß die von Preußen 
gebrachten Opfer ſchließlich dem Geſammtvaterlande 
und nicht dynaſtiſcher Begehrlichkeit zu Gute kommen, 
Unter den gegenwärtigen Verhältniſſen aber und bei 
den Fonkie Begrenzungen, welchen die Kompetenz 
der Bundesverſammlung durch ihre beſtebende Ver⸗ 
faſſung unterliege, müſſe Preußen 1 dagegen 
erheben, daß über ſeine eigenen, durch blutige Kämpfe 
und internationale Verträge erworbenen Rechte ohne 
ſeine Zuſtimmung verfügt werde. Die Einberufun 
olſteinſchen Stände könne, nachdem Oeſterrei 
aſteiner Vertrag gebrochen, nur mit Zuſtim⸗ 
mung beider Souveräne geſchehen. N 
Der öſterreichiſche Geſandte beſtritt in ſeiner hie⸗ 
rauf abgegebenen Erklärung, daß der Gaſteiner Ver⸗ 
trag gebrochen ſei; nach § 1 des Vertrages ſei daher 
Oeſterreich für die einſeitige Berufung der Stände 
kompetent. EN 
„Der Autrag des mean wurde einſtim⸗ 
mig angenommen. Nach demſelben erhält Mainz ein 
bairiſches Gouvernement jo wie eine aus bairiſchen 
Truppen und einzelnen Theilen der Reſexvediviſion 


die preußiſche Verfaſſung ohne Ausnahme die Kompe⸗ 
tenz der Gerichte ausſchließt. 

Der Beſchluß verſtößt gegen die Geſchichte wie 
gegen die Worte der Verfaſſungsbeſtimmung. Da er 
nur die Einleitung der Unterſuchung verfügt, bindet er 
die Gerichte in keiner Art bei der Fällung des Ur⸗ 
theils. Autorität kann ihm um ſo weniger beigelegt 


geſetzbuchs nicht durch den Art. 84 geſchützt werden, werden, da er im diametralen Gegenſatz zu den eige⸗ 


fo iſt ſogar zu beweiſen, daß der Geſetzgeber an dieſe 
Diſtinktion gar nicht gedacht haben kann. Der Kri⸗ 
minalſenat des Obertribunals hat vergeſſen, daß im 
Jahre 1849 das Strafgeſetzbuch von 1852 noch nicht 


nen früheren Beſchlüſſen des Obertribunals ſteht, da 
er nur mit der Majorität einer einzigen Stimme ge⸗ 
faßt wurde, und da auch dieſe Majorität nur durch 
deu Eintritt zweier Hülfsarbeiter hervorgerufen ward. 


exiſtirte. Erſt dieſes führte die Verläumdung als be- Bei ſolchen Vorgängen verliert das Recht ſeine Feſtig⸗ 


ſonders Vergehen ein. Der zwanzigſte Titel des 
Landrechts kannte gar kein Vergehen der Verläumdung 
neben der Beleidigung; §8 544 und 544 erwähnten 
Vorwürfe von Verbrechen, oder verächtlichen Hand⸗ 
lungen nur als Fälle, in denen der Vorſatz einer Eh⸗ 
renkränkung zu vermuthen. Der Profeſſor Zachariä 
in Göttingen erklärt den Obertribunalsbeſchluß vom 
25. Januar für völlig unhaltbar und verfaſſuungs⸗ 
widrig, die Diſtinktion zwiſchen Thatſachen und Mei⸗ 
nungen für unverſtändig und irrationell. Seine 
Schrift iſt konfiscirt. Ich enthalte mich ſeines herben 


keit. Aber kein gerichtliches Erkenntniß wird die Ueber⸗ 
zeugung des Landes ändern, daß der Art. 84 alle Ner 
den im Parlamente deckt. 

Die Oppoſition war unbequem, ihre Angriffe 
wurden läſtig. Es ſollte verſucht werden, ſie zum 
Schweigen zu bringen. Darum ward zur Verfolgung 
aufgefordert. Der Miniſter des Innern ſagte, der 
Art. 84 ſei bei der bisherigen Auslegung unvernünftig. 
Dieſelben Gründe, mit denen man einſt die Preßfrei⸗ 
heit bekämpfte, wurden jetzt gegen die parlamentariſche 
Redefreiheit ins Feld geführt. Ausſchreitungen und 


Urtheils, aber ſeine Folgerung iſt unzweifelhaft: daß Mißbräuche ſind gewiß möglich; jedes Recht, welches 


e Ge⸗ 


beſtehende Besatzung; Raſtatt wird badiſche Feſtungs⸗ 
behörden und Truppen nebft einigen Bataillonen der 
Reſervediviſion erhalten. Die Ausführung dieſer Maß⸗ 
regel erfolgt zugleich mit dem baldigſt bevorſtehenden 
Ausmarſch der öſterreichiſchen und n Trup⸗ 
pen, für welchen der Tag noch nicht feſtgeſtellt iſt. 
Oeſtereich. In Ungarn ſoll neueſten Nachrich⸗ 
ten zufolge eine heftige Gährung herrſchen, und das 
Volk ſoll, des langen Wartens auf die Anerkennung 
der Verfaſſung von 1848 müde, entſchloſſen ſein, 
Oeſterreichs Krieg mit Preußen zu ſeinem Vortheil zu 
benutzen. Die Unzufriedenheit äußert fi auch gegen 
den Landtag, den man Unthäthigkeit und die Verſchlep⸗ 
ws der Verfaſſungsangelegenheit Schuld giebt. 
Dieſe Stimmung des Landes kam auch ſchon in einer 
Pen Sitzung des Landt wie die „Wiener 
Preſſe“ meldet, zum Ausbruch. Madarasz, ein Mit⸗ 
ied der äußerſten 5 griff den Landtag an und 
agte, er verſcherze das Vertrauen des Landes. Es 
entſtand eine große Aufregung darüber, die ſich noch 
ſteigerte, als Deak das Wort ergriff und die Angriffe 
der äußerſten Linken mit ganz ungewohnter Heftigkeit 
zurückwies. Er ſoll noch nie mit ſolcher Leidenſchaft⸗ 
lichkeit geſprochen haben, und es iſt nach dieſem Auf⸗ 
tritt nicht unwahrſcheinlich, daß ſeine bisherige Auto⸗ 
rität nicht mehr hinreichen wird, die Bewegung zu be⸗ 
herrſchen. Unter ſolchen Umſtänden kann es Klapka 
und Koſſuth wohl gelingen, ihre Verbindung mit der 
radikalen Partei zu erneuern, und auf ihrem heimi⸗ 
ſchen Boden zu erſcheinen, um ihm die alte Unabhän⸗ 
gigkeit von dem Oeſterreichiſchen Kaiſerſtaat zu er⸗ 
ringen. ? g 
— Die „Wiener Abendpoſt“ ſagt: Der Einmarſch 
der; preußiſchen Truppen in Holſtein iſt eine überaus 
ſchwerwiegende Thatſache. Sie bezeichnet den einſeiti⸗ 
gen Rücktritt Preußens von der Gaſteiner Konvention 
als einen eklatanten beiſpielloſen Vertragsbruch. Wir 
konſtatiren, ſagt das 12 95 daß es lediglich der Mäßi⸗ 
gung der öfterreichiichen Regierungsorgane in Holſtein 
zu verdanken iſt, wenn ein blutiger, in ſeinen Folgen 
unabſehbarer Konflikt ſich nicht ſofort an den unberech- 
tigten und ungexechtfertigten Schritt Preußens geknüpft 
hat. — Die „Neue Freie Preſſe“ theilt eine Analyſe 
der Rückäußerung, Frankreichs auf, Die 1 ee 
Note vom J. Juni mit, alſo lautend: Die franzöſiſche 
Regierung befinde ſich zunächſt nicht in der Lage, die 
Vorausſetzungen, an welche Oeſterreich feine Betheili⸗ 
ligung an der Konferenz geknüpft hät, erfüllen zu kön⸗ 
nen. Sie müſſe demnach darauf verzichten, daß ihrer 
Einladung weitere Eolge gegeben werde. Sie könne 
es bedauern, daß jene Vorausſetzungen formulirt wür⸗ 
den, aber ſie begreife und achte dieſelben. Übrigens 
halte ſie an der Hoffnung feſt, der Augenblick werde 
kommen, wo es ihr vergönnt ſein werde, ihre uneigen⸗ 
nützige Anſtrengung zur aufrichtigen, dauernden Be⸗ 
feſtigung des Friedens in Europa unter Mitwirkung 
aller Großmächte zu erneuern und dieſelben dem ex⸗ 
wünſchten Ziele e Die „Preſſe“ meldet in 
ihrer Abendausgabe: In hieſigen gutunterrichteten 
Kreiſen wird behauptet, daß der durch das Einrücken 
der Preußen, in Holſtein geſetzte b nicht eine 
ſofortige Aktion Oeſterreichs berbeiführe werden, ſon⸗ 
dern daß, da Oeſterreich die holſteiniſche Angelegenheit 
dem Bunde überantwortet habe, auch die erſte Aktion 
gegen Dreußen dem Bunde überlaſſen werden ſoll. 
ürkel. Die Verſicherungen der Wiener Jour⸗ 
nale, daß Rußland die Wahl des Prinzen von Hohen⸗ 
zollern zum rumäniſchen Fürſten nicht billige, wird ſetzt 
auch in einem Londoner Telegramme der „Kölu. Zig.“ 
beſtätigt. Darnach hätte Rußland in der Conferenz 
wegen der Donaufürſtenthümer ſeinerſeits gegen die 
rumäniſche Wahl nachdrücklich, proteſtirt; entgegenge⸗ 
ſetzte Nachrichten ſind unrichtig. Das Gerücht eines 
Heirathsprojectes zwiſchen dem Prinzen Hohenzollern 
und einer ruſſiſchen Prinzeſſin wird dementirt. 


Lokales 
— Perſonalia. Die Wahl des Stadtbauraths Kaumann 
zum 2. Stadtbaurath in Breslau iſt ſicherem Vernehmen nach 
von der K. Regierung zu Breslau beſtätigt worden. 


eine Bedeutung hat, kann gemißbraucht werden; aber 
weil frivole und ungerechte Anklagen möglich ſind, 
darf das Recht der rückhaltloſen Beſprechung öffentli⸗ 
cher Angelegenheiten nicht unterdrückt werden. Ohne 
dies Recht iſt eine öffentliche Behandlung der Staats⸗ 
geſchäfte nicht denkbar. Die volle Redefreiheit iſt der 
geſetzgebenden und kontrollirenden Gewalt e 
lich. Die Scheu vor der Oeffentlichkeit und die Rechte 
bureaukratiſcher Gewöhnung übertreiben die Nachtheile. 
Was in England und Amerika, in Belgien und Nor⸗ 
wegen, in Italien und Frankreich unbeſchränkt beſteht, 
wird auch bei uns nicht unmöglich ſein. In deſſen 


man mag die parlamentariſche Redefreiheit für nützlich 


oder ſchädlich halten, ſie beſteht geſetzlich, und darf 
nicht angetaſtet werden, ſo lange das Geſetz nicht ge⸗ 
ändert iſt. Nach Art. 84 der Verfaſſung darf ich we⸗ 
gen deſſen, was ich nach Pflicht und Gewiſſenskraft 
des mir übertragenen Mandats im Abgeordnetenhauſe 
geſprochen, nicht außerhalb deſſen zur Rechenſchaft 
gezogen werden. Kein Gericht iſt kompetenz dazu. 
Ich bitte Sie, meine Herren Richter, Ihre Inkompe⸗ 
tenz in Ihrem Exkenntniß auszuſprechen. 


(Schluß folgt.) 


Zur Abgeordnetenmahl. Der „Dziennik pozu. ver. 
fen a. ee des Abgeordneten Lyskowski 
betreffs der Wahlen: „Ich habe von unſerer Abgeordneten ⸗ 
Fraktionen die Ermächtigung erhalten, im Falle von Neuwah 
len die Iniative zu ergreifen und ein Wahlcomité für Weſt. 
preußen zu errichten. Angeſichts der bevorſtehenden Neuwahl 
erſuche ich, um mich der mir obliegenden Verpflichtung zu 
entledigen, die polniſchen Wähler (obiwatelie) aller Kreiſe 
Weſtpreußens, ſelbſt die Initiative zur Wahl eines Deputir · 
ten für jeden Kreis zu ergreifen und denſelben zu der in 
Thorn am 17. Juni ſtattfindenden gemeinſchaftlichen Bera- 
tung zu ſchicken. Ich hatte mich verpflichtet, hierbei zu be. 
merken, daß die Aufſtellung der Kandidaten außerhalb dieſes 
zu begründenden Wahlorgans oder die Eingehung von Ver- 
bindlichkeiten für irgend eine Wahl, bevor dieſes Organ ſich 
ausgeſprochen hat, der Verantwortlichkeit vor der öffentlichen 

einung verfallen würde.“ Das genannte Blatt fügt hinzu, 
daß man im Großherzogthum dem hier ausgeſprochenen 
Plane ſchon zuvorgekommen ſei. Ein von Delegirten ge- 
wähltes Comité habe im Einverſtändniß mit den Kreisreprä 
ſentanten bereits eine Kandidatenliſte entworfen. 

Unſere Leſer nehmen wir Veranlaſſung auf den Inhalt 
des § 86 des Strafgeſches aufmerkſam zu machen Derſelbe 
lautet: „Wer eine Wahlkimme kauft oder verkauft, wird 
mit Gefängaif von drei Monaten bis zu zwei Jahren be⸗ 
ſtraft, auch kann gegen denfelben auf Unterſagung der Aus. 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.!“ — 
Der Preis bei einem derartigen Geſchäfte braucht nicht im 
mer in einer beſtimmten Geldſumme zu beſtehen. Die Be- 
zahlung kann auch in Zuwendung beſtimmter Vortheile oder 
Abwendung etwaiger Nachtheile beſtehen. Obſchon wir obi ⸗ 
gen Paragraphen in Erinnerung bringen, ſo liegt uns doch 
der Gedanke fern, daß unſere Leſer und Parteigenoſſen ſich 
ein Vorgehen gegen jene strafrechtliche Beſtimmung zu Schul ; 
den kommen laſſen könnten. Aber ſie ſoll en es ouch nicht 
dulden, daß ihre Wahlfreiheit irgendwie angetaftet werde, 
vielmehr derartige Verſuche, gleichbiel von welcher Seite ſie 
kommen mögen, konſtatiren und in die Oeffentlichkeit bringen. 
Der König, welcher über den Parteien ſteht, will durch die 
bevorſtehenden Wahlen den ungetrübten Ausdruck der Volks. 
ſtimmung kennen lernen, daher auch keine illegale Beeinfluſ⸗ 
ſung der Wahlen und ille ales Anwerben von Stimmen. 
Für heute genüge dieſe Audeutung. 

— Zur Wahl-Agitation der Herren Donner nebft Ge- 
noſſen. Der hieſige O Korreſp. der Bromb. Ztg. ſchreibt 
in Nr. 134 d. Bl. v. 12. d. Mts.: „Männer, welche keinen 
Partei- Standpunkt haben, können wir zu Vertretern am al- 
lerwenigſten unter den jetzigen Zeitverhältniſſen gebrauchen.“ 
Jeder denkende Mann muß heute Partei nehmen, denn die 
Staatsregierung verlangt die Stimme des Volkes zu hören 
und dazu brauchen wir eben Männer von Charakter und 
von Ueberlegung und nicht Leute, die aus Feigheit oder In · 
dolenz keiner Richtung angehören." — Wir geben dieſe Aus. 
laſſung wieder, weil ſie der Ausdruck nicht blos der Auſicht 
eines Einzelnen, ſondern auch der hieſigen Bevölkerung in 
ihrer überwiegenden Majorität iſt. 

— Kommerzielles. Auf Bahnhof Thorn find aus Po · 
len Güter (Gewicht in Pfunden) eingegangen: 176,088 
Roggen, 109,508 Weizen, 143,818 Gerſte, 19,600 Erbſen, 
54,640 Hafer, 896,040 Kohle, 285,200 Kalt, 3835 Roß. 
haar, 4205 Botſten, 12,260 Wolle, 32 Thee, 15,713 Kienöl, 
1969 Säcke, 5800 Holz, 987 Waaren, 59 ſaure Gurken, 
120 Bouillon ꝛc., 3 magere und 8 3 fette Schweine. 

— Kommunales. In der Stadtverordneten Sitzung am 
6. d. Mis. hat, wie wir in Nr. 88 u. Bl. berichteten, Here 
Kaufmann Adolph darauf hingewieſen, daß die Unterſtützung, 
welche die Kommune den Familien der einberufenen hieſigen 
Reſerviſten und Landwehrmännern — 1 Thlr. 10 Sgr. der 
Frau, 15 Sgr. dem Kinde per Monat — gewährt, in An: 
betracht der Wohnungsmiethen und gegenwärtigen Lebens mit · 
telpreiſe ſehr knapp, nicht ausreichend bemeſſen ſei. Die Verſ. 
anerkannte dies auch, wenngleich, was auch ſelbſtverſtändlich 
iſt, die Unterſtüßung der Frauen, da ſie faſt alle arbeitsfä 
hig find, der Sorge für ihren und der Ihrigen Lebensunter- 
halt nicht vollſtändig überheben fol. Die Verf. erklärte auch 
die Beſagten nicht Mangel leiden zu laffen und der Armen ⸗De⸗ 
putation erforderlichen Falls einen außerordentlichen Fond 
zur Dis poſition ftelen zu wollen. Mit Rückſicht hierauf ge. 
ſtatten wir uns nachſtehenden Vorſchlag. Eine Ermäßigung 
der Wohnungsmiethen wird ſeitens der Stadtbehörden ſchwer⸗ 
lich bewirkt werden können, wol aber kann bezüglich der Er- 
nährung der Beſagten und anderer Notleidenden eine we. 
ſentliche Hilfe gewährt werden. Zweimal ſchon in Zeiten 
der Not hat die Kommune eine öffentliche Speiſeanſtalt er- 
offnet und war dieſe Maßnahme von den wohlthätigſten Fol 
gen für die hieſigen Bewohner begleitet. In der Speiſeau⸗ 
Fin man für einen mäßigen Preis eine gute Portion 
Anf Nahrung. Die Kommune hat, wie bekannt, bei der 

verhältuißmäßig wenig zugeſezt und iſt dabei beſſer 
gefahren, als wenn fie baare Geldunterſtützung gegeben hätte. 
Sollte es nicht an der Zeit und zweckmäßig ſein, eine. 
g 5 5 ßig ſein, eine ſolche 
Anſtalt wieder zu eröffnen.? — In anderen Städten, z. B. in 
Berlin, geht man ſchon mit der Einrichtung ſolcher Anſtalten 
vor. Wenn wir für unſete Stadt eine öffentliche Epeifean- 
ftalt wünſchen, wo gegen eine augemeſſene Eutſchädigung 
Eſſen zu haben iſt, ſo haben wir nicht blos die Angehörigen 
bejagter Familien im Auge, ſondern denken auch an die Kot 
anderer Einwohner. Die Arbeit ſtock, ja es herrſcht ſchon 
in einigen Gewerben vollſtändiger Stillſtand der Arbeit und 
mancher brave und ehrliche Handwerker, wie Arbeiter ſieht 
ſich mit den Seinigen dem Hunger ausgeſezt. Eine man. 
gelhafte und ſchlechte Ernährung aber erzeugt Krankheiten 
und Seuchen, die ſich auf die beſſer Geftelten fortpflanzen. 
Wir meinen daher, es ſei gar ſehr an der Zeit die beregte 
Anſtalt wieder herzuſtellen und bitten diejenigen, die in die- 
ſet Angelegenheit ein entſcheidendes Wort zu ſprechen haben, 
unſeren wohigemeinten Vorſchlag ihrer geneigten Erwägung 
unterziehen, reſp. das Erforderliche betreffenden Orts beran- 
fen zu wollen. Schließlich ſei hier noch bemerkt, daß die 
daten für 1 Sgr. 5 Pf., wie wir gehört haben, Mor. 
Hatz einen Teller Mehlſuppe und Mittags eine Partie nahr 
after Koſt erhalten, 


erläßlichen Kommunalbauten beſchloſſen. 
die Herſtellung des Brunnens auf der Alt-Kulmer Borftadt 
in der Nähe des Militär-Kirchhofs ſicher nicht zu rechnen ſein. 
Die K. Fortifikations⸗Behörde hat, wie wir hören, den Bau 


Die Zeitverhältuiſſe zwingen nicht blos die Einzelnen, 
ſondern auch die Kommune zu größter Sparſamkeit. Beide 
ſtädt. Behörden haben daher die Einſtellung aller nicht un⸗ 


Zu dieſen dürfte 


geſtattet und dürfte ſich die ſchuelle Ausführung deſſelben 
um ſo mehr empfehlen, als den Bewohnern jenes Stadt. 
theils gutes Trinkwaſſer fehlt und ſich für fie ſchon Waſſer⸗ 
mangel einſtellt. 

— Das Weichfelbaderhif ift ſeit v. Sonntag eröffnet. 
Der Pächter, Herr Gahr, hat die Zellen angemeſſen ausge. 
ftattet und trägt auch Sorge, daß der Badende ſich ſtärken 
kann. 5 

— Zum Poſtwerkehr. Nach offizieller Bekanntmachung 
des K. Poſtamts v. 10. d. wird mit Rückſicht anf die ger 
genwärtigen Zeitumſtände die Ausgabe -Expedition des hieſi⸗ 
gen Poſt⸗Amts, zur Ausgabe von Zeitungen und Feldpoſt 
briefen an den Sonntagen auch in der Zeit von 9 bis 
10 Uhr Vormittags geöffnet fein, 

— Peſchlagnahme. Ein in der Offizin von C. Lambeck 
gedrucktes Flugblatt „An die Wähler des Wahlkreifes 
Thorn-Culm“ iſt auf Anordnung der Königl. Staatsanwalt ⸗ 
ſchaft polizeilich mit Beſchlag belegt worden. Das Blatt, 
von liberalem Standpunkte geſchrieben, enthält eine Entgeg 
nung auf den Wahlaufruf der Herren Donner nebſt Genoſſen 
und hinterließ, wie wir vielſeitig vernsmmen haben, durch 
ſeine populär noble Ausdrucksweiſe und ſeine leidenſchaftloſe 
und objektive Beleuchtung jenes Wahlaufrufs einen guten 
Eindruck. In der Offizin fanden ſich nur ſehr wenige Erem- 
plare vor. 


Induſtrie, Handel und Geſchäftsverkehr. 


Berlin, den 12. Juui. Roggen matt 43½¼. — 
Spiritus 12½. — Ruff! Banknoten 641/,. 

Danzig, den 12. Juni. Weizen mehr oder weniger 
ausgewachſen, von 54/76 Sgr.; geſund von 71/88 Sgr. 
p 85 Pfd. — Roggen von 47/50 Sgr p. 81 / Pfd. — 
Spiritus ohne Zufuhr. 

Thorn, den 13. Juni. 
und Gewicht bezahlt, für 


Es wurden nach Qualität 


Weizen: Wiſpel geſund 36—64 thlr. 

u en: Wiſpel 30—82 thlr. 

Er en: Wiſpel weiße 33 — 40 thlr. 

ae: Wiſpel kleine 28—30 thlr. 
afer: Wiſpel 20 — 22 thlr. 
artoffeln: Scheffel 13—15 fgr. 
utter: Pfund 5¼—6 ſgr. 


ier: Mandel 3—31/, ſgr. 
Stroh: Schock 10—12 thlt. 
Hen: Centner 25 — 30 ſgr. 


Agio des Ruſſiſch-Polniſchen Geldes. Polniſch Papier 
153¾ pCt. Ruſſiſch Papier 154 pCt. Klein. Courant 
4044 pCt. Groß Cburant 11 —12 pCt. Alte Silberrubel 
10—13 pCt. Neue Silberrubel 6 pCt. Alte Kopeken 
13—15 pCt. Neue Kopeken 45 pCt. 


— — —— 


Amtliche Tages⸗Notizen. 


Den 12. Juni. Temp. Wärme 12 Grad. Luftdruck 28 Zoll 
— Strich. Waſſerſtand 1 Fuß 9 Zoll. 
Den 13. Juni. Temp. Wärme 14 Grad. 
— Strich. Waſſerſtand 1 Fuß 7 Zoll. 


—— ————— ZK—œ ü — r 


Briefkaſten. 
Eingeſandt Herr Direktor Lehnerdt würde ſich in den 


weiteſten Kreiſen Dank verdienen, wenn er das ſchöne Turn ⸗ 
feſt in Barbarken auch an dieſem 18. Juni nicht ausfallen 
ließe. Der ſelige Paſſow hat mit der Wahl dieſes Tages 
einen glücklichen Griff gethan. Die Eltern freuen ſich auf 
den 18. Juni und die Kinder nicht weniger. Auch die dro- 
henden Kriegsgefahren können ein Feſt, welches ſich an eine 
pattiotiſche Erinnerung anlehnt, unmöglich unangemeſſen er. 
ſcheinen laſſen. Sollte man den Menſchen nicht gern ein 
paar Stunden gönnen, in denen fie alles Elend und alle 
Zwietracht vergeſſen? — Ein Vater. 


Eingeſandt. In dieſem Blatte iſt der Wahlaufruf der 
„Parteiloſen“ ſtets unter der Firma der Herren „Donner 
nebſt Genoſſen“ angeführt worden. Wir finden dies nicht 
in der Ordnung, da Herr Donner ſicher nur in Folge des 
Aufangsbuchſtabens feines Namens den Reigen eröffnet. 
Wir wünſchen, damit „jedem Verdienſte feine Krone werde,“ 
daß der Aufruf fortan mit dem Namen ſeines intellektuellen 
und moraliſchen Uthebers bezeichnet werde. n 

Zu Obigem haben wir nur zu bemerken, daß, wenngleich 
der Verfaſſer des Wahlaufrufes leicht zu errathen iſt, wir 
dennoch Anſtand genommen haben, ihm die gebührende Ehre 


Nur einen 


Luftdruck 28 Zoll 


koſtet bei Unterzeichnetem eine Viertel-Original⸗Obligation zu der am 


ger Staats-Prämien:Verloofung, 


findenden Ziehung der großen 


raunſchwei 


zu Theil werden zu laſſen, da wir hierüber keine authentiſche 
Gewißheit erlangen konnten. Die Redaktion. 


Eingeſandt. Warum wird den Hauswirthen in dieſer 
geldarmen Zeit nicht der Servis für die Einquartirung pro 
1. Januar er. bis zum Beginn der Mobilmachung ausge. 
zahlt? 2 


* 


Inſerate. 


Bekanntmachung. 
Am Dienftag { 1 
den 26. Juni d. J. 
Vormittags von 9 Uhr ab 
ſollen verſchiedene in Beſchlag genommene Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtände, als: Sättel, Stiefel, Hem⸗ 
den, Patronen mit Spitz⸗ und Rundkugeln, Waf⸗ 
fenröcke, Tuchhoſen, 1 chirurgiſches Beſteck und 
dergleichen mehr anf der hieſigen Esplanade vor 
dem Artilleriewagenhauſe Nr. II. meiſtbietend ge— 
gen gleich baare Bezahlung verkauft werden. 
Thorn, den 6. Juni 1866. 


Königliches Kreis-Gericht. 


Bekanntmachung. 
Am Mittwoch f 
den A. Juli d. J. 
Vormittags von 9 Uhr ab 

ſollen verſchiedene in Beſchlag genommene Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtände, als: Senſen, Piſtolenhalftern, 
Säbelkoppeln, Patronentaſchen, Kandarren, wol⸗ 
lene Decken, Striegel, Sättel, Mäntel, Mützen, 
Pulver, Patronen, Zündhütchen und dergleichen 
mehr auf der hieſigen Esplanade vor dem Artil⸗ 
lerie⸗Wagenhauſe II. meiſtbietend gegen gleich 
baare Bezahlung verkauft werden. 

Thorn, den 6 Juni 1866, f 
Königliches Kreis⸗Gericht. 
Bekanntmachung. 

Am 6. Juli d. J. 
Vormittags 9 Uhr 
ſollen verſchiedene in Beſchlag genemmene Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtände, als: Patronentaſchen, Kan⸗ 
darren, Halftern, Futterbeutel und dergleichen 
mehr auf der hieſigen Esplanade vor dem Artil⸗ 
lerie-Wagenhauſe II. meiſtbietend gegen gleich baare 
Bezahlung verkauft werden. 
Thorn, den 6. Juni 1866. ü 

Königlichen Kreie⸗Gerh—— 


Bekanntmachung. 
Am Freitag 
den 6. Juli d. J. 
Vormittags von 9 Uhr ab 
ſollen verſchiedene in Beſchlag genommene Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtände, als: wollene Decken, Sättel, 
Röcke, Striegel, Kartätſchen, und dergleichen mehr 
auf der hieſigen Esplanade vor dem Artillerie ⸗ 
Wagenhaufe II. meiſtbietend gegen gleich baare 
Bezahlung, verkauft werden. 
Thorn, den 6. Juni 1866. 
Königliches Kreis⸗Gericht. 

— „ „ Donnerſtag den 14. 
d. M. beginnen die dritten 
ſechzehn Stunden meines 
Tanzunterrichts 
und nehme ich Meldungen 
Hdazpv noch täglich in meiner 
Wohnung Breiteſtraße Nr. 

453 entgegen. 


J. E. Torresse. 


— —— —— u 
Ein Flügel zu vermiethen oder zu verkaufen. 
Näheres in der Exped. d. Bl. 


Thaler Courant 


14. und 15. Juni cr. ſtatt⸗ 


worin zuſammen 17600 Preiſe enthaiten find, darunter ſolche von 
event. Thaler 100,000, 60,000, 40,000, 20,000, 10,000, 8000, 6000, 5000, 4000, 


3000, 2000, 1500, 1000. 


Aufträge mit baar oder Ordre B Poſtnachnahme wolle man einſenden an 


G. Daubert jun. in 


Jraunſchweig, Pohlweg Nr. 69. 


NB. Auf der Adreſſe nicht zu vergeſſen: Bohlweg 69. 


Bekanntmachung. 


Zu der, gemäß höherer Anordnung am 25. d. M. abzuhaltenden Wahl der Wahlmänner, 
von welchen demnächſt am 3. Juli cr. die Deputirten zu dem neu zu bildenden Haufe der Abgeord— 
neten für die nächſte Legislatur⸗Periode zu wählen find, haben wir nach Vorſchrift der Verordnung 
vom 30. Mai 1849 und des Wahlreglements vom 16. Mai d. J. die Stadt Thorn, welche auf 
Grund der letzten allgemeinen Volkszählung 

von 14121 Seelen Civil⸗Bevölkerung, 56 Wahlmänner 
und „ 2111 „, Militär⸗Bevölkerung, 8 Wahlmänner 
zu wählen hat, in folgende 12 Urwahlbezirke eingetheilt 
A. Civil⸗Urwahlbezirke. 
I. Wahlbezirk wählt 6 Wahlmänner 
enthält die Grundſtücke von Nr. 1 bis 101 und 462 Altſtadt, mit Einſchluß der Brückenthor-Controlle 
Wahlvorſteher: Stadtrath Donisch. — Stellvertreter: Stadtverordneter Herm. Schwartz. 
Verſammlungsort: Saal im Erdgeſcheſſe des Logengebäudes. 
II. Wahlbezirk wählt 6 Wahlmänner, 
enthält die Grundſtücke von Nr. 102 bis inel. 182 Altſtadt nebſt den beiden Schankhäuſern vor dem 
Weißen⸗ und Segler⸗Thor. 
Wahlvorſteher: Stadtrath Tage. — Stellvertreter: Stadtrath Dr. Kugler. 
Verſammlungsort: Saal im Artushofgebäude. 
f III. Wahlbezirk wählt 5 Wahlmänner, 
enthält die Grundſtücke von Nr. 183 bis 238 der Altſtadt, Bromberger Thor-Controlle und die 
Fiſcher⸗Vorſtadt incl. der Majewski'ſchen Grundſtücke. 
Wahlvorſteher: Stadtverordneter E. Schwartz. — Stellvertreter: Gerichtsrath Lilienhain.“ 
Verſammlungsort: Reſtaurations-Lokal bei H. Kaiſer in der Bäckerſtraße. 

IV. Wahlbezirk wählt 5 Wahlmänner, i 
enthält die Grundſtücke von Nr. 243 bis incl. 265 der Altſtadt, die Bromberger⸗Vorſtadt nebſt der 
Ziegelei, Ziegelei-Kämpe, Grünhof und Krowiniec, 

Wahlvorſteher: Stadtrath Hoppe. — Stellvertreter: Dr. Bergenroth. 
Verſammlungsort: Auditorium der ſtädtiſchen Mädchenſchule. 
V. Wahlbezirk wählt 6 Wahlmänner, 
enthält die Grundſtücke von Nr. 279 bis incl. 322 der Altſtadt nebſt der alten und neuen Culmer⸗ 
Vorſtadt. 
Wahlvorſteher: Stadtrath Rosenow. — Stellvertreter: Stadtrath Drewitz. 
Verſammlungsort: Großer Saal im Rathhauſe. 
VI. Wahlbezirk wählt 6 Wahlmänner, 
enthält die Grundſtücke von Nr. 331 bis incl. 461 der Altſtadt nebſt dem Rathhauſe. 
Wahlvorſteher: Stadtrath R. Schwartz. — Stellvertreter: Juſtizrath Dr. Meyer. 
Verſammlungsort: Sitzungsſaal der Stadtverordneten. 
II. Wahlbezirk wählt 6 Wahlmänner, 
enthält die Grundſtücke von Nr. 1 bis incl. 108 Neuſtadt. 
Wahlvorſteher: Stadtrath Joseph. — Stellvertreter; Oberlehrer Dr. Prowe. 
Verſammlungsort: Die Aula im Gymnaſialgebäude. 
VIII. Wahlbezirk wählt 5 Wahlmänner, 
enthält die Grundſtücke von Nr. 109 bis incl. 203 Neuſtadt, die Culmer Thor⸗Controlle, das Gar⸗ 
niſon⸗Lazareth und diejenigen Schiffer, deren Namen mit den Buchſtaben A. bis incl. J. anfangen. 
Wahlvorſteher: Stadtrath E. Sponnagel. — Stellvertreter Stadtverordneter E. Behrensdorf 
Verſammlungsort: Reſtaurations⸗Lokal beim Kaufmann Pietſch am Neuſtädter Markt. 
IX. Wahlbezirk wählt 4 Wahlmänner, 
enthält die Grundſtücke von Nr. 204 bis incl. 226, dann 328 und 331 der Neuſtadt, die alte und 
neue Jakobs⸗Vorſtadt, die Trepoſcher Mühle und Krug und Chauſſeehaus, ferner die Schiffer mit 
den Buchſtaben von K. bis inel. 0. 
Wa hlvorſteher: Pfarrer Schnibbe. — Stellvertreter: Gerichtsrath v. Rozynski. 
Verſammlungsort: Saal im Waiſenhauſe. 
oe 5 X. Wahlbezirk wählt 6 Wahlmänner, 
enthält die Grundſtücke von Nr. 227 bis incl. 310 der Neuſtadt, die Bazarkämpe, den Bahnhof, 
den Brückenkopf, und die Schiffer, deren Namen mit dem Buchſtaben P. bis inel. Z. anfangen. 
Wahlvorſteher: Stadtverordneter L. Engelke. — Stellvertreter: Schul⸗Direktor Dr. A. Prowe. 
Verſammlungsort: Saal im Schützenhauſe. 
IB. Militär Wahlbezirke. 
I. Bezirk wählt 4 Wahlmänner, 
enthält die Wähler beim Erſatz⸗Bataillon des Infanterie-Regiments Nr. 44. 
Wahlvorſteher: Major v. Resdorff. — Stellvertreter: Premier-Lieutenant v. Reichenbach. 
Verſammlungsort: Im Jakobsfort. 
i II. Wahlbezirk wählt 4 Wahlmänner, 
umfaßt die Kommandantur mit dem Feſtungs⸗Stabe, die beiden Feſtungs-Artillerie-Kompagnien und 
das Pionier Detachement. 
Wahlvorſteher: Hauptmann v. Wichert. — Stellvertreter: Hauptmann v. Steinwehr. 
Verſammlungsort: Die Ofſizier⸗Speiſe⸗Anſtalt. 
Die Wahl findet, wie ſchon erwähnt, 


den 25. Juni d. J. Vormittags 9 Uhr 


an den genannten Verſammlungsorten gleichzeitig ſtatt, und werden alle Wahlberechtigten zur Aus⸗ 
übung ihres Wahlrechts in ihren reſp. Wohnbezirken hiermit perſöulich eingeladen. 

Schließlich machen wir darauf aufmerkſam, daß mehrere Perſonen zu Oſtern umgezogen ſind, 
gleichwohl den Wohnungswechſel in Polizei-Büreau nicht angemeldet haben, jo daß es mitunter vor» 
kommt, daß ſie noch im demjenigen Wahlbezirke verzeichnet ſind, in dem ſie früher gewohnt haben. 
Es möge ſich daher jeder Wahlberechtigte bei Zeiten davon überzeugen, in welchem Bezirke er ver⸗ 
zeichnet iſt, weil er ſonſt leicht an der Ausübung ſeines Wahlrechts verhindert werden könnte, indem 
die Abtheilungsliſten bereits geſchloſſen ſind. 

Thorn, den 11. Juni 1866. 


Der Magiſtrat. 


Ein Schreiber, jo wie Perſonen, welche noch ai 4 nach der Rode⸗ 
außer ihren Dienſtſtunden arbeiten e | Violin-Unterricht er und 
ſogleich Beſchäftigung bei Raschig. Baillotſchen⸗Violinſchule wird ertheilt Kulmerſtr. 

Araberſtraße 120. 331. Rabowsky, Muſikmeiſter a. D. 


Bekanntmachung. 
Die bei dem Ausbau des Rathhauſes er⸗ 


übrigten alten Mauerſteine werden 


am 16. Juni er. 
Vormittags 10 Uhr 


an Ort und Stelle an den, Meiſtbietenden gegen 
Baarzahlung verkauft werden. 


Thorn, den 9. Juni 1866. 
Der Magiſtrat. 


Donnerſtag den 14. Juni. 
— 
SONGERT 


Cordes Garten. 


Anfang 6 Uhr Abends. Entree 1½ Sgr. 


bei 


Matjes - Heeringe 


<< vom Juni⸗Fange offerirt 


Adolph Raatz. 


Sehr ati ! 

8 
Wollſäcke und Wollſchnur, 
Rapspläne und Rapsleinen, 
Hetreidefäcke 


in allen Größen empfiehlt billigſt 


Moritz Meyer. 
Matjes Hering 


— vorzüglich ſchön, empfiehlt 
* Friedr. Zeidler. 


Um jeder Concurrenz begegneu 
zu können, verkaufe ich von heute 


ab, 5 Pf. 10 Loth Feinbrod für 5 Sgr., halb⸗ 
weißes 6 ½ Pfd. für 5 Sgr. 


H. Hey, Bäckermeiſter. 
Culmerſtr. Nr. 340/41. 


Die 
Prodfabriß der Stadtmühlen 
liefert täglich gut ausgebackenes reines Roggen⸗ 
brod, in feiner und halbfeiner Qualität, und wird 
daſſelbe in der Gewerbehalle im Rathhauſe, ſowie 


auf 


der Schloßmühle verkauft. 
J. Kohnert. 


Leihbibliothek. 


Die hervorragendſten Erſcheinungen der Belle⸗ 


triſtik der Neuzeit find: 
Laube, Heinr., Der deutſche Krieg, hiſtoriſcher 


Roman in 3 Büchern: 
Junker Hans, 3 Bände. 
Waldſtein, 3 Bände. 
Herzog Bernhard, 2 Bände. 


Galen, Philipp, Der Erbe von Betty's Ruh. 


4 Bände. 
Dieſe, Epoche machenden Werke, werden in 


einzelnen Bänden ausgeliehen (nicht ein Abonne⸗ 
ment) und koſtet jeder Band für 3 Tage 1 Sgr. 


Leibibliothek von Trnst Lambeck. 


Looſe à 15 Sgr. und Pläne 


7 } zur 
Lotterie eines Krankenhaufes 


u Düſſeldor 
für an. Mel en. 


hält vorräthig die Agentur Ernst Lambeck 


in Thorn. 


Ziehung im Juni 1866. 


Sala m; auch gut gekochten Schinken 
Salami Der hd . 


Harder. Brückenſtraße. 


ne Wohnung von 4 Stuben nebſt Zubehör 


5 


iſt vom J. Juli er. ab zu vermiethen. 
Fr. Tiede. 
Butterſtraße Nr. 94. 


Verantwortlicher Redakteur Ernſt Lambeck. — Druck und Verlag der Rathsbuchdruckerei. 


